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„Kreis Euskirchen: Protest gegen die
Schließung des perinatalen

Schwerpunkts“
Petition im Kreis Euskirchen: Schließung des perinatalen
Schwerpunkts gefährdet Versorgung von Frühgeborenen

und Risikoschwangerschaften.

Im Kreis Euskirchen ist eine besorgniserregende Diskussion im
Gange, die die Geburtsversorgung stark betrifft. Die geplante
Schließung des perinatalen Schwerpunkts im Kreiskrankenhaus
Mechernich sorgt für Unruhe unter den Anwohnern, da diese
Entscheidung weitreichende Folgen für die
Gesundheitsversorgung haben könnte. Patienten und
Gesundheitsexperten schlagen Alarm, da die Notwendigkeit,
eine Entscheidung zur Erhaltung dieser wichtigen Einrichtung zu
treffen, immer drängender wird.

Die CDU und die Grünen der Landesregierung haben Schritte
unternommen, die befürchten lassen, dass rund 400 von 1.000
Schwangerschaften im Jahr nicht mehr lokal entbindet werden
können. Dies bedeutet, dass Schwangere, die entweder
Frühgeburten oder Risikoschwangerschaften haben, weite Wege
auf sich nehmen müssten, um die nötige Versorgung in einer
kompetenten Einrichtung zu erhalten. Der Verlust des
perinatalen Schwerpunkts könnte die Sicherheit und das
Wohlergehen zahlreicher Mütter und ihrer Neugeborenen
gefährden.

Die Bedeutung der Versorgung vor Ort

Die Mitarbeitenden des perinatalen Schwerpunkts im



Kreiskrankenhaus Mechernich haben in der Vergangenheit eine
unersetzliche Rolle bei der Betreuung von Müttern und Babys
gespielt. Diese Fachkräfte sind darauf spezialisiert, in kritischen
Situationen einfühlsame und kompetente Unterstützung zu
bieten. Ihre Expertise hat viele Familien in herausfordernden
Zeiten geholfen und wertvolle Unterstützung geboten. Ohne
diese lebenswichtige Einrichtung wären viele Schwangere auf
die Suche nach weit entfernten Alternativen angewiesen, was
eine erhebliche Belastung in kritischen Momenten darstellt.

Die Diskussion um die Schließung zeigt auch, wie wichtig eine
gut erreichbare Geburtsstation ist. In Notsituationen zählt jede
Sekunde. Eine schnelle medizinische Versorgung kann über
Leben und Tod entscheiden, besonders in der Geburtshilfe. Lokal
verfügbare kompetente Fachkräfte sind von enormer
Bedeutung, um angesichts von Komplikationen schnell reagieren
zu können. Der geplante Rückzug könnte somit fürfamilien
belastende Konsequenzen nach sich ziehen und birgt das Risiko,
dass gesundheitliche Maßnahmen nicht rechtzeitig ergriffen
werden.

Eine Schließung des perinatalen Schwerpunkts würde
bedeuten, dass im Fall von Risikoschwangerschaften und
für Frühgeburten werdende Mütter weite Wege zu
anderen Kliniken auf sich nehmen müssten.
Die Verantwortung für die Geburtsversorgung könnte
damit von der Gemeinde abgezogen werden, was
schwerwiegende Auswirkungen auf die heimische
Gesundheitsversorgung zur Folge hätte.
Die Landesregierung wird aufgefordert, ihre Pläne für die
Schließung zu überdenken und an der Idee festzuhalten,
hochqualifizierte Versorgung vor Ort anzubieten.

Mit einem Aufruf an die Landesregierung, den perinatalen
Schwerpunkt zu erhalten, melden sich zahlreiche Unterstützer
und Unterzeichner zu Wort. Ihre Besorgnis über die sich
abzeichnenden Veränderungen ist deutlich spürbar und zeigt,
wie wichtig den Anwohnern eine solide Gesundheitsversorgung



ist. Die SPD im Kreis Euskirchen hat ebenfalls Stellung bezogen
und fordert, dass werdende Mütter auch in Zukunft die
Möglichkeit haben, in ihrer Heimat klinische Betreuung zu
erhalten. Diese Forderungen reflektieren den
Gemeinschaftswunsch nach einem starken Gesundheitssystem,
das den ländlichen Räumen nicht den Rücken kehrt.

Erschöpfte Wege zum Schutz von Müttern
und Babys

In Anbetracht der sich zuspitzenden Situation ist es von
entscheidender Bedeutung, dass die Verantwortlichen den
Dialog mit den Bürgern erneut aufgreifen. Die Entscheidung
über die Schließung des perinatalen Schwerpunkts könnte
weitreichende Konsequenzen haben und sollte mit großer
Sorgfalt bedacht werden. Die Gesundheitsversorgung in
ländlichen Gebieten sollte nicht durch politische Entscheidungen
gefährdet werden, sondern vielmehr durch die Sicherstellung
von verfügbaren, örtlichen Dienstleistungen gestärkt werden.

Petitionen und öffentliche Unterstützung könnten entscheidende
Schritte sein, um die Entscheidungsträger zum Umdenken zu
bewegen. Der Erhalt des perinatalen Schwerpunkts ist nicht nur
eine Frage der Gesundheit, sondern auch ein Ausdruck der
Fürsorge für unsere Gemeinschaft und deren künftige
Generationen. Nur so kann gewährleistet werden, dass auch in
kritischen Fällen in der eigenen Umgebung geholfen werden
kann, ohne dass wertvolle Zeit in weiten Fahrten verloren geht.

Die Auswirkungen auf die
Gesundheitsversorgung

Die Schließung des perinatalen Schwerpunkts im Kreis
Euskirchen hätte weitreichende negative Folgen für die
Gesundheitsversorgung in der Region. Der Zugang zu
zeitkritischer medizinischer Behandlung ist besonders für Frauen
mit Risikoschwangerschaften und für Frühgeborene



entscheidend. Statistiken zeigen, dass in Deutschland etwa 8%
aller Geburten Frühgeburten sind, und diese Rate könnte in
ländlichen Gebieten höher sein. Eine Schließung würde nicht nur
die unmittelbare Versorgung gefährden, sondern auch
langfristige Auswirkungen auf die Gesundheit von Müttern und
Neugeborenen mit sich bringen. 

Rolle der Gesundheitsversorgung im
ländlichen Raum

Die Diskussion um die Schließung des perinatalen Schwerpunkts
beleuchtet auch die besondere Herausforderung der
Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum. Laut einer Studie
des Bundesministeriums für Gesundheit aus dem Jahr 2020 ist
die medizinische Versorgung in ländlichen Gebieten oft
unzureichend. Die Schließung wichtiger Einrichtungen wie der
Geburtsstation könnte die Attraktivität des ländlichen
Lebensraums verringern und junge Familien dazu bewegen, in
städtische Gebiete zu ziehen, wo die medizinische Versorgung
besser ist. Dies verstärkt die bereits bestehenden
demografischen Probleme in ländlichen Regionen.

Beteiligung der Bevölkerung und
politisches Engagement

Die rege Teilnahme an der Petition zeigt das Engagement der
Bevölkerung im Kreis Euskirchen. Viele Bürger sind besorgt über
die Auswirkungen dieser geplanten Änderungen und fordern die
Entscheidungsträger auf, die Stimme der Bürger bei politischen
Entscheidungen zu berücksichtigen. In den letzten Jahren hat
sich ein Trend gezeigt, dass Bürgerinitiativen und lokale
Bewegungen immer mehr Einfluss auf gesundheitspolitische
Entscheidungen nehmen. Die Unterschriftensammlungen und
Demonstrationen, die gegen die Schließung des perinatalen
Schwerpunkts organisiert werden, sind ein Zeichen für den
fortwährenden Widerstand der Gemeinschaft gegen diese
Pläne. 



Politische Reaktionen und Alternativen

Die politische Reaktion auf die Pläne der CDU/Grünen-
Landesregierung zeigt ein starkes divergierendes Interesse
innerhalb der Parteien. Während die Opposition, insbesondere
die SPD im Kreis Euskirchen, sich klar gegen die Schließung
positioniert und die Erhaltung der geburtshilflichen Versorgung
fordert, gibt es innerhalb der Regierungsparteien
unterschiedliche Meinungen über die Notwendigkeit und
Tragfähigkeit solcher Einrichtungen. Ein mögliches Szenario
könnte die Einrichtung alternativer Versorgungsmodelle sein, die
es ermöglichen, die gesundheitliche Versorgung im ländlichen
Raum aufrechtzuerhalten, während gleichzeitig möglicherweise
Kosten gespart werden sollen. 

Fazit und Ausblick

Die Diskussion über die Schließung des perinatalen
Schwerpunkts im Kreis Euskirchen ist nicht nur eine lokale
Angelegenheit. Sie spiegelt breitere gesellschaftliche und
gesundheitspolitische Fragestellungen wider, die in vielen
ländlichen Gebieten wahrgenommen werden. Wie diese
Situation gelöst wird, könnte wegweisend für zukünftige
politische Entscheidungen und die Struktur der
Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum sein. Die
kommenden Monate werden entscheidend sein, um zu sehen,
ob der Druck der Öffentlichkeit und der politischen Opposition
ausreicht, um die Pläne zu revidieren.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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